
Bienensterben: Dramatisch und alarmierend
Imkern zufolge haben 50 Pro-
zent  der  Bienenvölker  den
Winter nicht überlebt. Gründe
seien  intensive  Landwirt-
schaft, das Fehlen von Streu-
obstwiesen  und  Hecken  so-

wie  der  massive  Einsatz  von  Pestiziden.  Um
weiteres Artensterben zu stoppen, hat der BUND
einen Nationalen Bienenaktionsplan erarbeitet. 

Tierwohl-Label schon gescheitert?
Das  staatliche  Tierwohllabel
stand  von  Anfang  an  in  der
Kritik.  Nun  will  der  Dt.  Tier-
schutzbund das von Minister
Schmidt angeschobene Label
nicht weiter unterstützen.

Verbraucher zahlen 11,5 Milliarden 
Während die Industrie immer
mehr  von  Ausnahmeregelun-
gen bei Energie-  und Strom-
preisen profitiert, müssen da-
für zunehmend  private Haus-
halte und  kleine  Unterneh-
men aufkommen. 

Umweltrechtsverstöße in Moorburg 
Jahrelang  wurde  in  Sachen
Kohlekraftwerk  Moorburg  ge-
stritten.  Nun  hat  der  EuGH
festgestellt,  dass  Hamburg
beim  Bau  gegen  europäi-

sches Recht verstoßen hat.

BUND gegen SuedLink 
Der BUND lehnt die Planun-
gen  für  die  SuedLink-Trasse
als überdimensioniert ab. Der
geplante  Stromnetzausbau
dient nicht allein den erneuer-
baren  Energien,  sondern  ist
wesentlich durch den Weiter-
betrieb von Kohlekraftwerken
verursacht.

Europ. Bürgerinitiative gegen Glyphosat 
Die EU will Glyphosat für wei-
tere  10  Jahre  zulassen.  Be-
nötigt werden bis 1. Juli 1 Mil-
lion  Unterschriften.  Machen
Sie mit!!!

BUND kritisiert neues Wassergesetz 
Der  BUND  Niedersachsen
sieht  in  den  Regelungen  zu
Gewässerrandstreifen  im
neuen  Wassergesetz  keinen
ausreichenden Schutz für Ge-
wässer, Natur und Umwelt in
Niedersachsen.  Rund  98  %
der  niedersächsischen  Ge-
wässer  befinden  sich  in  ei-

nem schlechten ökologischen Zustand.  

Wildbienen-Broschüre: Auflage jetzt 23.000 
Die  Broschüre  „Gefährdete
Wildbienen“ des BUND Roten-
burg ist nach wie vor ein Ren-
ner!  Die  3.  Auflage  mit  5.000
Ex. war innerhalb von 10 Mo-
naten vergriffen. Wir haben da-
her  eine 4.  Auflage mit  8.000
Ex. drucken lassen. 2.800 wa-
ren bereits vorbestellt. 

Kohlekraftwerke: Deutschland überstimmt 
Die  Entscheidung  der  EU-
Staaten zur Verschärfung der
Stickoxidgrenzwerte  für  Koh-
lekraftwerke ist eine schwere
Niederlage für die Bundesre-

gierung und ihre kohlefreundliche Haltung. 

G20-Gipfel in Hamburg 
Die Grenzen des Wachstums
sind längst erreicht, wir haben
keine zweite Erde. Eine ande-
re Politik ist dringend notwen-
dig.  Dafür  demonstrieren am
8. Juli nebendem BUND viele
weitere Organisationen:  Ge-
gen Hungersnote,  Klimawan-
del,  Ungleichheit,  Kriege und
Vertreibungen.

Wer zur Demo möchte, kann ab Bremervör-
de mit dem Zug um 8:32 Uhr fahren. Treff-
punkt  wg.  des  Ticketkaufs  ist  bereits  um
8:15 Uhr. Interessenten melden sich bitte bei
Ursula Trescher unter Telefon 04768/6 85.
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  7.10.2016	
  
	
  
des	
  BUND	
  Landesverband	
  Hessen	
  e.V.	
  
und	
  des	
  Bundesverbandes	
  der	
  Bürgerinitiativen	
  gegen	
  SuedLink	
  	
  
	
  
Dezentral	
  läuft´s	
  besser	
  –	
  für	
  die	
  Bürger,	
  die	
  Energiewende	
  und	
  den	
  Naturschutz!	
  	
  
	
  
Mit	
  dezentraler,	
  flexibler	
  Energienutzung	
  auch	
  in	
  Bürgerhand	
  den	
  Stromnetzausbau	
  minimieren	
  
	
  
Der	
   BUND	
   Landesverband	
   Hessen	
   und	
   der	
   Bundesverband	
   der	
   Bürgerinitiativen	
   gegen	
   SuedLink	
   erklären	
  
gemeinsam,	
  dass	
  die	
  dezentrale	
  Energiewende	
  in	
  Hessen	
  stärker	
  vorangebracht	
  werden	
  muss.	
  Damit	
  kann	
  
der	
   geplante	
   Stromnetzausbau	
   deutlich	
   reduziert	
   werden,	
   große	
   Nord-­‐Süd-­‐HGÜ-­‐Verbindungen	
   sind	
  
vermeidbar.	
  
	
  
Der	
  zentralistische	
  Stromnetzausbau	
  ist	
  überdimensioniert!	
  	
  
	
  
Der	
  geplante	
  Stromnetzausbau	
  dient	
  nicht	
  allein	
  den	
  erneuerbaren	
  Energien,	
  sondern	
  ist	
  wesentlich	
  durch	
  
den	
  inflexiblen	
  Weiterbetrieb	
  von	
  Kohlekraftwerken	
  verursacht.	
  Hessen	
  ist	
  kein	
  Netzengpassgebiet.	
  Es	
  sind	
  
die	
  bestehenden	
  Atom-­‐	
  und	
  Kohlekraftwerke,	
  die	
  den	
  Transport	
  von	
  Wind-­‐	
  und	
  Solarstrom	
  blockieren.	
  Die	
  
Stromnetzplanung	
   ist	
  überzogen,	
  fehlerhaft,	
  unzureichend	
  begründet	
  und	
   intransparent.	
  Die	
  großen	
  HGÜ-­‐
Leitungen	
   dienen	
   zentralistischen	
   Plänen	
   zum	
   Ausbau	
   der	
   Offshore-­‐Windenergie	
   und	
   dem	
  
transeuropäischen	
   Stromtransport	
   von	
   Kohle-­‐	
   und	
   Atomstrom.	
   Die	
   Bundesregierung	
   weigert	
   sich,	
  
dezentrale	
  Konzepte	
  insbesondere	
  auch	
  in	
  der	
  Netzplanung	
  umzusetzen.	
  	
  
	
  
Der	
   Protest	
   gegen	
   Freileitungen	
   hat	
   bewirkt,	
   dass	
   bei	
   einigen	
   Leitungen	
   die	
   Erdverkabelung	
   nun	
  
gesetzlichen	
  Vorrang	
  hat.	
  Aber	
  auch	
  Erdkabel	
  haben	
  erhebliche	
  Auswirkungen	
  auf	
  Natur,	
  Boden,	
  Wald	
  und	
  
Grundwasser.	
   Dies	
   gilt	
   v.a.	
   für	
   die	
   Querung	
   von	
   Spessart	
   und	
   Rhön.	
   Anstelle	
   der	
   Frage	
   Freileitung	
   oder	
  
Erdkabel	
  ist	
  zuerst	
  immer	
  die	
  Frage	
  der	
  Notwendigkeit	
  eines	
  Vorhabens	
  zu	
  stellen.	
  	
  
	
  
Die	
  Alternativen	
  lauten:	
  Energieeinsparung,	
  dezentrale	
  und	
  flexible	
  Kraft-­‐Wärme-­‐Kopplung	
  und	
  Verbindung	
  
von	
   Strom-­‐	
   und	
   Gasnetzen.	
  Mit	
   der	
  Wandlung	
   von	
   Strom	
   in	
  Wasserstoff/Methan	
   („Power-­‐to-­‐Gas“)	
   kann	
  
Energie	
   dezentral	
   gesammelt,	
   als	
   Gas	
   transportiert	
   und	
   dezentral	
   wieder	
   in	
   Strom	
   gewandelt	
   werden.	
  
Dieses	
   Konzept	
   bietet	
   die	
   erforderliche	
   Langzeitspeicherung	
   in	
   Verbindung	
   mit	
   höherer	
  
Versorgungssicherheit	
  und	
  dient	
  dem	
  Naturschutz. Bestehende	
  (Erd-­‐)Gasleitungen	
  können	
  5-­‐10mal	
  so	
  viel	
  
Energie	
   transportieren	
   wie	
   die	
   geplanten	
   HGÜ-­‐Leitungen.	
   Die	
   Energie	
   kann	
   überall,	
   in	
   KWK	
   Anlagen	
   in	
  
Industrie	
  und	
  im	
  Wohnungsbau	
  genutzt	
  werden	
  -­‐	
  bei	
  HGÜ-­‐Leitungen	
  handelt	
  es	
  sich	
  lediglich	
  um	
  Punkt-­‐zu-­‐
Punkt-­‐Verbindungen,	
  derzeit	
  ohne	
  Einspeisungs-­‐	
  und	
  Abzweigmöglichkeiten.	
  
	
  







 


Der	
  BUND	
  Hessen	
  und	
  die	
  Bürgerinitiativen	
  gegen	
  SuedLink	
   setzen	
  sich	
  ein	
   für	
  ein	
  Gesamtenergiekonzept,	
  
welches	
  Versorgungssicherheit	
  mit	
  effizienter	
  Nutzung	
  von	
  100%	
  erneuerbaren	
  Energien	
  verbindet	
  und	
  nicht	
  
am	
  Stromhandel	
  zugunsten	
  von	
  Übertragungsnetzbetreibern	
  und	
  Großkonzernen	
  orientiert	
  ist.	
  
	
  
Wir	
   fordern	
   den	
   Stopp	
   des	
   Planungsverfahrens	
   für	
   SuedLink	
   und	
   eine	
   grundlegende	
   Neuerstellung	
   der	
  
Stromnetzplanung!	
   Dezentrale	
   Energiekonzepte	
   sowie	
   Ausbau,	
   bessere	
   Regelung	
   und	
   Erdverkabelung	
   der	
  
regionalen	
  Verteilnetze	
  müssen	
  Vorrang	
  haben!	
  Dann	
  wird	
  SuedLink	
  nicht	
  benötigt.	
  	
  
	
  
Die	
  Bundesregierung	
  bremst	
  die	
  Energiewende	
  aus!	
  	
  
	
  


Mit	
   der	
   Reform	
   des	
   Strommarktes,	
   dem	
   EEG	
   2017,	
   werden	
   Obergrenzen	
   für	
   den	
   Ausbau	
   erneuerbarer	
  
Energien	
  vorgegeben.	
  Der	
  Ausbau	
  der	
  Kraft-­‐Wärme-­‐Kopplung	
  und	
  die	
  Eigenstromnutzung	
  aus	
  PV	
  und	
  KWK	
  
werden	
   erschwert.	
   Kleine	
   Stromverbraucher	
   müssen	
   Umlagen	
   zahlen,	
   von	
   denen	
   Großkraftwerke	
   und	
  
Industrie	
   entlastet	
  werden.	
   Alte	
   Kohlekraftwerke	
  werden	
   alimentiert	
   statt	
   Klimaschutzabgaben	
   zahlen	
   zu	
  
müssen.	
  Bürgerenergiegesellschaften	
  werden	
  durch	
  Ausschreibungen	
  von	
  der	
   Energiewende	
  ausgegrenzt.	
  
Während	
  Netzbetreibern	
  eine	
  Eigenkapitalrendite	
  von	
  derzeit	
  über	
  9	
  %	
  zugesichert	
  wird,	
  werden	
  Anbieter	
  
von	
   Alternativen	
   zum	
   Netzausbau	
   durch	
   Einspartechnik,	
   KWK	
   und	
   dezentrale	
   Nutzung	
   erneuerbarer	
  
Energien	
  wirtschaftlich	
  diskriminiert.	
  Die	
  Bundesregierung	
  will	
  Hessen	
  zum	
  Netzengpass	
  erklären	
  und	
  den	
  
Ausbau	
  von	
  KWK	
  und	
  erneuerbaren	
  Energien	
  in	
  Hessen	
  bremsen.	
  Das	
  muss	
  verhindert	
  werden!	
  	
  
	
  
Vorrang	
  für	
  dezentrale	
  Energiekonzepte	
  in	
  Bürgerhand	
  
	
  
Der	
   Widerspruch	
   zwischen	
   einer	
   zentralistischen	
   Energiepolitik	
   der	
   Bundesregierung	
   im	
   Interesse	
   der	
  
Großkonzerne	
   und	
   einer	
   dezentralen	
   Energiewende	
   in	
   Bürgerhand	
  wird	
   immer	
   offensichtlicher.	
   Die	
   Ziele	
  
der	
  hessischen	
  Energie-­‐	
  und	
  Klimaschutzpolitik	
  sind	
  in	
  Gefahr!	
  Wenn	
  die	
  Bundesregierung	
  bremst,	
  muss	
  nun	
  
die	
   Hessische	
   Landesregierung	
   vorangehen,	
   um	
   die	
   Ziele	
   des	
   Hessischen	
   Energiegipfels	
   zu	
   erreichen	
   –	
  
Stromeinsparung,	
  Strom-­‐	
  und	
  Wärmeerzeugung	
  in	
  KWK	
  vor	
  Ort,	
  Ausbau	
  der	
  erneuerbaren	
  Energien.	
  
	
  	
  
Der	
   BUND	
  Hessen	
   und	
   die	
   Bürgerinitiativen	
   gegen	
   SuedLink	
   fordern	
   daher	
   konkrete	
   Schritte	
   in	
   Hesse	
   für	
  
dezentrale	
   Energiekonzepte,	
   bei	
   denen	
   Energieeinsparung	
   und	
   regionale	
   Erzeugung	
   von	
   Strom	
   aus	
  Wind-­‐	
  
und	
  Sonnenenergie,	
  Biomasse	
  und	
  Kraft-­‐Wärme-­‐Kopplung	
  eine	
  hohe	
  Versorgungssicherheit	
  mit	
   Flexibilität	
  
und	
  hoher	
  Effizienz	
  bieten.	
  
	
  


• Jeder	
   geplanten	
   Stromleitung	
   ist	
   ein	
   dezentrales	
   Alternativkonzept	
   zur	
   100%igen	
   Versorgung	
   aus	
  
erneuerbaren	
  Energien	
  gemeinsam	
  mit	
  Städten	
  und	
  Landkreisen	
  gegenüberzustellen	
  und	
  durch	
  das	
  
Land	
   Hessen	
   zu	
   unterstützen.	
   Regionalnetze	
   können	
   für	
   Strom	
   und	
   Gas	
   erdverlegt	
   ausgebaut	
  
werden.	
  


	
  


• Der	
   Vorrang	
   für	
   Energieeinsparung	
   und	
   Energieeffizienz	
   muss	
   auf	
   Stadt-­‐	
   und	
   Kreisebene	
   durch	
  
Energieagenturen	
  unterstützt	
  werden.	
  Auf	
  Landesebene	
  muss	
  es	
  eine	
  zentrale	
  Beratungsstelle	
   für	
  
alle	
  Energienutzer	
  zur	
  Information	
  über	
  Förderprogramme	
  geben.	
  	
  	
  	
  


	
  
• Die	
   Stromerzeugung	
   aus	
   Windenergie	
   und	
   Photovoltaik	
   ist	
   gemäß	
   Hessischem	
   Energiegipfel	
   in	
  


enger	
   Zusammenarbeit	
  mit	
   Kommunen	
  und	
   Landkreisen	
   natur-­‐	
   und	
   sozialverträglich	
   auszubauen.	
  
Speicherung	
  von	
  elektrischer	
  Energie	
  ist	
  im	
  Sinne	
  von	
  Power-­‐to-­‐X-­‐Technologien	
  zu	
  forcieren.	
  	
  
	
  


• Die	
   dezentrale	
   und	
   flexible	
   Kraft-­‐Wärme-­‐Kopplung	
   auf	
   Basis	
   von	
   Erdgas/Power-­‐to-­‐Gas	
   dient	
   dem	
  
Ausgleich	
   für	
   zeitlich	
   schwankende	
  Wind-­‐	
  und	
  Solarenergie	
  und	
  bringt	
  die	
  Energiewende	
  auch	
   im	
  







 


Sinne	
  der	
  Wärmenutzung	
  -­‐	
  insbesondere	
  in	
  den	
  Städten	
  -­‐	
  voran.	
  Der	
  BUND	
  informiert	
  und	
  berät	
  in	
  
ganz	
  Hessen	
  über	
  KWK	
  Einsatz	
  vor	
  Ort!	
  	
  


	
  


• Regionale	
  Strommodelle	
  und	
  Mieterstromkonzepte	
  sind	
  zu	
  erstellen	
  und	
  bei	
  Eignung	
  umzusetzen.	
  
Ebenso	
  sind	
  Stadt-­‐Land	
  Energieausgleichskonzepte	
  technisch,	
  wirtschaftlich	
  und	
  sozialverträglich	
  zu	
  
erarbeiten	
  und	
  zu	
  realisieren.	
  	
  


	
  
• Einige	
   Kommunen	
   und	
   Stadtwerke	
   in	
   Hessen	
   zeigen,	
   dass	
   diese	
   Ziele	
   konkret	
   erreicht	
   werden	
  


können.	
   Ihr	
   Beispiel	
   und	
   ihre	
   Erfahrungen	
   müssen	
   in	
   Hessen	
   vervielfältigt	
   werden.	
   Zahlreiche	
  
Lieferanten	
  der	
  Energiewende	
  (Mittelstand	
  und	
  Handwerk)	
  warten	
  auf	
  Aufträge.	
  	
  


	
  
Wir	
   wollen	
   in	
   Hessen	
   zeigen,	
   dass	
   Energiewende	
   anders	
   geht	
   als	
   das	
   zentralistische	
   Konzept	
   der	
  
Bundesregierung	
  und	
  der	
  Großkonzerne	
  –	
  dezentral,	
  effizienter,	
  demokratischer,	
  kostengünstiger,	
  sozialer.	
  
Das	
   hessische	
   Ministerium	
   für	
   Wirtschaft,	
   Umwelt,	
   Verkehr	
   und	
   Landesentwicklung	
   ist	
   aufgefordert,	
  
diejenigen	
  zu	
  unterstützen,	
  die	
  zeigen	
  wollen,	
  dass	
  Energiewende	
  ohne	
  überzogenen	
  Netzausbau	
  machbar	
  
ist.	
  	
  
	
  
Unterzeichner:	
  
	
  
Landesverband	
  Hessen	
  des	
  Bund	
  für	
  Umwelt	
  und	
  Naturschutz	
  Deutschland	
  e.V.	
  
Dr.	
  Werner	
  Neumann	
  	
   	
   	
   	
   Gabriela	
  Terhorst	
  
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesverband	
  der	
  Bürgerinitiativen	
  gegen	
  SuedLink	
  
Guntram	
  Ziepel	
  	
   	
   	
   	
   Maria	
  Quanz	
  
	
  
	
  
	
  
	
  
Die	
   Unterzeichner	
   vereinbaren	
   eine	
   Zusammenarbeit,	
   um	
   z.B.	
   durch	
   gemeinsame	
   Fachveranstaltungen	
  
Beiträge	
  zur	
  Entwicklung	
  und	
  Umsetzung	
  eines	
  Gesamt-­‐Energieentwicklungsplans	
  zu	
  erstellen,	
  mit	
  u.a.	
  den	
  
Themenbereichen	
   Strom-­‐	
  und	
  Wärmeeinsparung,	
   Kraft-­‐Wärme-­‐Kopplung,	
   natur-­‐	
   und	
  umweltverträglicher	
  
Ausbau	
  der	
  Windenergie	
  unter	
  Einbeziehung	
  regionaler	
  Interessen,	
  Speichertechniken/Power-­‐to-­‐Gas,	
  etc.	
  	
  
	
  
	
  
Siehe	
  zum	
  Thema	
  die	
  Stellungnahmen	
  des	
  BUND	
  und	
  der	
  BBgS	
  zum	
  Stromnetzausbau:	
  
www.bund.net/stromnetze	
  
www.bundesverband-­‐gegen-­‐suedlink.de/	
  





MR
Anlage

https://aktion.bund.net/europ%C3%A4ische-b%C3%BCrgerinitiative-gegen-glyphosat
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Neues Wassergesetz schützt keine Gewässer! 
BUND kritisiert die heute vorgestellte Regelung zu Gewässerrandstreifen 


im niedersächsischen Wassergesetz 
 
Anlässlich der heutigen Kabinettsitzung-Pressekonferenz hat Umweltminister Stefan 
Wenzel die Änderung des niedersächsischen Wassergesetzes vorgestellt.  
 
Der BUND Niedersachsen sieht in den Regelungen zu Gewässerrandstreifen im neuen 
Wassergesetz keinen ausreichenden Schutz für Gewässer, Natur und Umwelt in 
Niedersachsen. Rund 98 % der niedersächsischen Gewässer befinden sich in einem 
schlechten ökologischen Zustand. Angesichts dieser desolaten Situation im Land braucht 
es einen weitgehenden Schutz dieser Naturgüter.  
 
„De facto wäre im neuen Wassergesetz in Verbindung mit dem neuen Düngerecht nur ein 
Meter entlang der Gewässer vor Düngung geschützt. Das reicht bei weitem nicht aus, um 
Nährstoffeinträge in Flüsse und Bäche zu verhindern“, sagt Tilman Uhlenhaut, 
stellvertretener BUND-Landesgeschäftsführer und Agrarreferent. „Der Gesetzentwurf 
überträgt nun die Pflicht zum Teil vom Land auf die Unteren Wasserbehörden, 
weitergehende Maßnahmen für den Gewässerschutz zu vollziehen. Die Verpflichtung der 
Landesregierung, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um niedersächsische 
Gewässer umgehend in einen guten ökologischen Zustand zu versetzen, bleibt dennoch 
bestehen.“ 
 
 
Rückfragen zum Thema an: 


Tilman Uhlenhaut 
Stellvertretener Geschäftsführer und Agrarreferent 
BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 - 13 
tilman.uhlenhaut@nds.bund.net 
 
Pressekontakt: 


Dr. Tonja Mannstedt 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 - 31 
tonja.mannstedt@nds.bund.net  
 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und 
Förderern der größte Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000 Mitglieder und Förderer. Der Verein 
ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende gesellschaftliche Kraft für eine 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und friedfertigen Welt. 
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https://www.strom-magazin.de/strommarkt/neue-vorgaben-fuer-kraftwerke-deutschland-wird-ueberstimmt_208664.html?utm_source=nl_strom-magazin&utm_medium=emailmarketing&utm_campaign=2017-05-03
https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/ein-guter-tag-fuer-europas-luft-bundesregierung-scheitert-auf-eu-ebene-mit-blockade-neuer-standar/
http://bund-hamburg.bund.net/themen_projekte/g20/
http://www.bund-niedersachsen.de/nc/presse/pressemitteilungen/detail/artikel/neues-wassergesetz-schuetzt-keine-gewaesser-bund-kritisiert-die-heute-vorgestellte-regelung-zu-gew/?tx_ttnews[backPid]=5911&cHash=cdf795ba2b0a691e045fa1d42b90d0fd

